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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit 65.000 Mitgliedern ver-

tritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und in-

ternationaler Ebene. 

 
 

I. 
 
Im Vorliegenden nimmt der deutsche Anwaltverein Stellung zum Fragebogen der 
Europäischen Kommission zur Richtlinie 98/27/EG über Unterlassungsklagen zum 
Schutz von Verbraucherinteressen, der dem BMJ übermittelt worden ist.  

 
 

II. 
 

Grundlage sind nach deutschem Recht zum einen das Gesetz über Unterlassungs-
klagen bei Verbraucherrechts- und anderen Verstößen (UKlaG) und zum anderen 
spezialgesetzliche Regelungen, die die Klagebefugnis von Verbänden regeln. Hier ist 
in erster Linie § 8 Abs. 3 UWG zu nennen. Die letztgenannte Vorschrift ermöglicht 
den qualifizierten Einrichtungen im Sinne des Unterlassungsklagengesetzes die Ver-
folgung von unlauteren Wettbewerbshandlungen nach § 3 UWG. Darunter fallen 
auch ausländische qualifizierte Einrichtungen, sofern sie die dort im Einzelnen ge-
nannten Voraussetzungen erfüllen. Im Bereich des Wettbewerbsrechts und des Gel-
tungsbereiches des UWG kommt das Unterlassungsklagengesetz nur eingeschränkt 
zur Anwendung.  
 
Zu den Fragen im Einzelnen:  

 
1. Uns sind keine Fälle bekannt, in denen tatsächlich das Unterlassungsklagenge-

setz oder die Richtlinie über Unterlassungsklagen in einem grenzüberschreiten-
den Sachverhalt zur Anwendung gekommen wären. Zwar sind unterschiedliche 
Fallgestaltungen dafür denkbar. So kann zum Beispiel ein deutscher Verband ein 
in Deutschland ansässiges Unternehmen wegen Handlungen in Anspruch neh-
men, die sich auch im Ausland auswirken, sofern sich daraus ein Unterlassungs-
anspruch nach §§ 1 oder 2 UKlaG oder nach § 8 UWG ergibt. Umgekehrt ist es 
auch denkbar, dass ein ausländischer Verband, der als qualifizierte Einrichtung 
in dem Verzeichnis der Kommission der Europäischen Gemeinschaften eingetra-
gen ist, Ansprüche im Inland gegen ein deutsches Unternehmen geltend macht.  

 
Beide Fälle scheinen in der Praxis keine bedeutsame Rolle zu spielen. Die Grün-
de mögen unterschiedlicher Art sein. Neben finanziellen Aspekten dürften auch 
Gründe der Praktikabilität gegen ein solches Vorgehen sprechen. Es dürfte für 
einen Verband einfacher sein, seine Interessen in dem Land zu verfolgen, in dem 
er ansässig ist. Dies gilt auch dann, wenn sich die Klage gegen ein ausländi-
sches Unternehmen richtet. Da hier nur der Raum der Europäischen Gemein-
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schaft betroffen ist, spielen Fragen der Durchsetzung eines gerichtlichen Titels 
wohl eine untergeordnete Rolle.  

 
2. Nach der Erfahrung der Ausschussmitglieder, die sich wesentlich auf Erfahrun-

gen aus dem Wettbewerbsrecht und dem AGB-Recht stützen, dürften weniger 
rechtliche „Hindernisse“ der Anwendung des mit der Richtlinie festgelegten Ver-
fahrens bzw. einer Klage nach dem UKlaG oder dem UWG entgegenstehen als 
vielmehr praktische Überlegungen.  

 
Wie zuvor dargelegt, scheint die Richtlinie zwar die Verfolgung von Verstößen 
gegen die entsprechenden gesetzlichen Vorschriften zu erleichtern und zusätzli-
che Möglichkeiten zu eröffnen. Da gleichzeitig die nationalen Möglichkeiten je-
denfalls in Deutschland bereits breit gefächert und ausreichend sind, gibt es of-
fenbar für die in Frage kommenden Verbände wenig bis keine Veranlassung, 
Ansprüche über die Grenze hinweg und insbesondere vor einem fremden Gericht 
in einer anderen Rechtsordnung zu verfolgen. Der einfachere Weg wird in der 
weitaus überwiegenden Zahl der Fälle darin bestehen, das betreffende Unter-
nehmen vor einem Gericht des Staates in Anspruch zu nehmen, in dem der Ver-
band ansässig ist. Sollte dies praktisch oder rechtlich nicht möglich sein, dürfte 
ein Verband in aller Regel von der Geltendmachung der Ansprüche absehen. In 
diesen Fällen mag es auch an der hinreichenden Bedeutung der Sache für den 
Verband fehlen.  

Soweit „Hindernisse“ überhaupt in Erwägung zu ziehen sein könnten, beruhen 
diese - nach unseren Beobachtungen - darauf, dass die hierzulande klagebefug-
ten Verbraucherschutzverbände nicht über genügend personelle und sachliche 
Ressourcen verfügen, um die Verwendung unwirksamer AGB-Klauseln wirksam 
zu bekämpfen. 

Ein weiteres „Hindernis“ liegt (wiederum: nach unserem Erfahrungshorizont) dar-
in, dass die klagebefugten Verbände in der Regel davor zurückschrecken, das 
Instrument eines einstweiligen Verfügungsverfahrens in Ansatz zu bringen. Mit 
anderen Worten: Die Voraussetzungen von Artikel 2 Abs. 1 in Punkt a) der Richt-
linie werden selten in die Tat umgesetzt. 

Soweit Unterlassungsansprüche - außerhalb des AGB-Rechts - geltend gemacht 
werden, handelt es sich (nach unserem Erfahrungshorizont) um sehr seltende 
Ausnahmefälle. Dies mag damit zusammenhängen, dass der Begriff der AGB-
Klausel in § 305 Abs. 1 Satz 1 BGB von der Rechtsprechung ausgesprochen 
weit interpretiert wird. Die einzige Entscheidung, die - nach unserem Wissen - 
bislang veröffentlicht worden ist, ist die des OLG Nürnberg (NJW 2005, 3000); 
die damit zusammenhängende materiell-rechtliche Frage ist jedoch vom BGH 
dem EuGH vorgelegt worden (VGH NJW 2006, 3200 - Nutzungsentschädigung 
bei Ersatzlieferung). 

 



 

5

3. Aus der vorangegangenen Antwort ergibt sich bereits, dass die hierzulande ge-
machten Erfahrungen (jedenfalls nach unserem Erfahrungshorizont) ausgespro-
chen gering sind. 

 
Überdies  lässt sich zudem jedoch festhalten, dass damit einhergehend im Hin-
blick auf die Klagebefugnis im UWG auch für rein deutsche Verfahren eine Ände-
rung eingetreten ist. Während nach altem Recht (§ 13 UWG a.F.) anspruchsbe-
rechtigt diejenigen rechtsfähigen Verbände waren, zu deren satzungsgemäßen 
Aufgaben es gehörte, die Interessen der Verbraucher durch Aufklärung und Be-
ratung wahrzunehmen, sind an deren Stelle jetzt die „qualifizierten Einrichtun-
gen“ getreten, die in die Liste der qualifizierten Einrichtungen nach § 4 UKlaG 
oder in das Verzeichnis der Kommission eingetragen sind. Insgesamt hat der 
Verbraucherschutz eine stärkere Bedeutung im Rahmen des UWG erhalten. So 
sind nach § 3 UWG insbesondere auch unlautere Wettbewerbshandlungen ver-
boten, die geeignet sind, den Wettbewerb zum Nachteil der Verbraucher nicht 
nur unerheblich zu beeinträchtigen. Zwar ist dies nicht eine unmittelbare Folge 
der Richtlinie, steht jedoch im Umfeld der Entwicklung auf europäischer Ebene 
zur Stärkung des Verbraucherschutzes.  

 
Angesichts der nur beschränkten Erfahrungen und der offenbar geringen prakti-
schen Bedeutung ist eine Änderung der Richtlinie aus unserer Sicht nicht gebo-
ten. Unserer Auffassung nach liegen die Probleme weniger in der konkreten An-
wendung als vielmehr in dem Konzept an sich. Das eher zurückhaltende Interes-
se der Verbände an einer grenzüberschreitenden Geltendmachung von Ansprü-
chen dürfte nicht an Verfahrensvoraussetzungen scheitern. Vielmehr scheinen 
die praktischen Erwägungen, die gegen die Einleitung derartiger Gerichtsverfah-
ren sprechen, für ausschlaggebend dafür, dass von der Möglichkeit der grenz-
überschreitenden Verfolgung von Ansprüchen nur wenig Gebrauch gemacht 
worden ist. Eine Änderung der Richtlinie oder der Umsetzung dürfte daran kaum 
etwas ändern.  
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